




beruht offensichtlich auf dem Gedanken einer Mischung beider 

die einerseits die vertretung der verschiedenen bisherigen 

Fakultäten,andererseits eine allgemeine politische Vertretung aller 

Studenten gewährleistet werden sollte.Es erscheint daher nicht mög­

lich,nach Wegfall der 6 fachschaftsbezogenen Mitglieder die . restlichen 

22 allgemein gewählten Parlamentsmitglieder als legitimiertes Studenten­

parlament im Sinne der bisherigen Satzung anzusehen.Damitwird es 

erforderlich,die 22 allgemein gewählten studentischen Parlamentarier 

kommissarisch als vorläufiges Studentenparlament einzusetzen,mindestens 

erscheint dies zur Vermeidung rechtlicher Unsicherheit zweckmäßig. 

9.Die kommissarische Einsetzung ist nach § 35 i.V.m. § 38 Abs.3 HHG 

vorzunehmen. Sie sollte mit der Aufforderung werden,so bald 

als möglich 'Ordnungen zu entwerfen,nach denen alsbald gemäß § 22 HHG 

. die Wahlen für ein neues Studentenparlament und für die Organe der 

nach § 26 Abs.3 HHG zu bildenden Fachschaften vorgenommen werden 

können.Dabei kann darauf hingewiesen werden,daß die erforderlichen 

Ordnungen für die Wahlen im Falle einer Verzögerung ihrer Verab­

schiedung durch das kommissarisch einges.etzte Parlament auch nach 

§ 35 i.V.m. § 38 Abs.2 HHG erlassen werden könneri." 

In der Verfügung des Präsidenten heißt es: 

"1.Das zurzeit amtierende Studentenparlament ist nicht ordnungsgemäß 

zusammengesetzt. 

2.Die auf der Sitzung des Studentenparlaments vom 17.1.1972 ge­

fassten Beschlüsse und die zukünftigen sind rechtswidrig und 

werden aufgehoben. 

3. ,In Zukunft bilden die durch mich durch Einzelverfügungen kommissarisch 

eingesetzten 22 Vertreter das Studentenparlament.Diese Einzelver­

fügungen gelten bis zu einer ordnungsgemäßen Neuwahl des Studenten­

parlaments. 

Zur Begründung verweise ich auf die Ziffern 1,2,7,8 und 9 des bei­

gefügten Schreibens des Vorsitzenden der Satzungs- und Geschäfts­

ordnungskommission des Konvents vom 28.1. 1972.Die dort nieder­

gelegten rechtlichen Hinweise werden von mir übernommen. 

Sollte das zurzeit amtierende Studentenparlament trotz dieser 

Verfügung weiterhin zusammentreten und Beschlüsse fassen,wäre 

ich gezwungen,diese Beschlüsse aufzuheben." 

Aufgabe der kommissarisch eingesetzten 22 Parlamentarier ist es 

insbesondere,unverzüglich Entwürfe einer Studentenschaftssatzung 

und einer Fachschaftsrahmenordnung vorzulegen. 



Richtigstellung des Präsidenten zu einer Presseerklärung des 

AStA vom 2.2.1972 

Nach dem Hessischen Hochschulgesetz hat der Präsident als Rechts­

aufsichtsbehörde darauf zu achten,daß die Organe der Studenten­

schaft funktionsfähig sind.Da das Studentenparlament nach Auf­

fassung der Satzungs- und Geschäftsordnungskommission nicht 

ordnungsgemäß zusammengesetzt war und damit keine rechtswirksamen 

Besch~üsse fassen konnte,war der Präsident ge2wungen,im Interesse 

der Studentenschaft für ein handlungsfähiges Studentenparlament 

zu sorgen.Es ist daher falsch,zu behaupten,der Präsident habe 

zugunsten oder ungunsten bestimmter Gruppen handeln wollen.Daß 

der Präsident sich bemüht hat,möglichstwenig in die Autonomie 

der Studentenschaft einzugreifen,zeigt sein Schreiben an den 

Ku~tusminister,in dem er die Möglichkeiten der kommissarischen 

Einsetzung aller Parlamentarier zu prüfen bat. Eine Antwort des 

Kultusministers erfolgte nicht.Der Präsident bat daher die Satzungs­

und Geschäftsordnungskommission,der unter anderem der ehemalige 

kommissarische Rektor Prof. Denninger angehört,um eine rechtliche 

Stellungnahme,die einstimmig abgegeben wurde und dem Präsidenten 

keine andere Möglichkeit ließ,als die 22 unmittelbar gewählten 

Vertreter kommissarisch einzusetzen. 

Die Behauptung,das bisher amtierende Studentenparlament sei 

ordnungsgemäß gewählt worden,ist falsch,denn es fehlt eine 

Satzungsbestimmung,die verbindlich in Übereinstimmung mit dem 

Hessischen Hochschulgesetz die Zusammensetzung dieses Organs 

regelt. 

Der Präsident stellt fest,daß die Studentenschaft mehr als 

eineinhalb Jahre seit Inkrafttreten. ·der Hessischen Universitäts­

gesetze Zeit hatte,sich eine neue Verfassung zu geben.Andere 

Studentenschaften in Hessen haben sich rechtzeitig ihre 

Grundordnungen gegeben. 
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